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Mitteilung der Kommission betreffend die sozialen Maßnahmen im Rahmen der 
Umstrukturierung der Eisen- und Stahlindustrie 


1. Die Kommission hat Ende 1978 zu den Proble- 
men in den Revieren der Eisen- und Stahlindustrie 
insgesamt Stellung genommen. Bei dieser Gelegen- 
heit hat sie die Notwendigkeit unterstrichen, daß 
sowohl den Erfordernissen der Umstrukturierung 
der Eisen- und Stahlindustrie als auch der industriel- 
len Umgestaltung der betreffenden Reviere zu ent- 
sprechen sei, wobei den Arbeitnehmern die Garan- 
tien zuzusichern sind, auf die sie Anspruch haben. 

2. Während der Jahre 1977 und 1978 ist die Be- 
schäftigtenzahl um 39 200 bzw. 36 500, also um 
insgesamt 75 700, zurückgegangen. Falls keine ein- 
schlägigen Maßnahmen getroffen werden, kann die 
Zahl der Arbeitnehmer, die im Zuge der Umstruk- 
turierung in den Jahren 1979 und 1980 aus der 
Eisen- und Stahlindustrie ausscheiden müßten, auf 
80 000 veranschlagt werden. Davon wären Belgien, 
Frankreich, Luxemburg und das Vereinigte König- 
reich und vor allem bestimmte Gebiete mit einseiti- 
ger Industfiestruktur innerhalb dieser Länder be- 
sonders getroffen. 

3. Angesichts dieser Sachlage hat die Kommission 
ihre Vorstellungen im sozialen Bereich in einer Mit- 
teilung an den Rat mit dem Titel „Die sozialen 
Maßnahmen im Rahmen der Stahlpolitik" präzisiert. 
Der Beratende Ausschuß der EGKS hat hierzu 
auf seiner Sitzung vom 19. September 1978 einstim- 
mig (bei einer Stimmenthaltung) Stellung genom- 
men; eine zweite Stellungnahme des Ausschusses 
wurde am 9. März 1979 - von drei Gegenstimmen 
abgesehen - ebenfalls einstimmig abgegeben. Das 
Europäische Parlament hat zum selben Thema auf 
seiner Sitzung vom 16. Februar 1979 eine Entschlie- 
ßung gefaßt. 

4. Nun gilt es, insbesondere im Anschluß an die 
Aussprache im Europäischen Rat vom 12. und 
13. März d. J. ^), den Rat um einstimmige Zustim- 


1) „Der Europäische Rat hat die Bedeutung der sozialen 
Maßnahmen betont, die die Gemeinschaft zugunsten 
der Arbeitnehmer der Eisen- und Stahlindustrie und 
anderer in Schwierigkeiten befindlichen Sektoren 
durchführt". 

(Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Ra- 
tes in Paris am 12./13. März 1979 — Kap. II: Beschäfti- 
gungslage und Sozialpolitik). 


mung zum Entwurf einer Entscheidung zu bitten, die 
es der Kommission danach ermöglichen würde, nach 
Abschluß von bilateralen Vereinbarungen mit den 
Mitgliedstaaten über Art und Umfang der Sonder- 
maßnahmen der Kommission neue Beihilfen zugun- 
sten der Beschäftigten in der Eisen- und Stahlindu- 
stie zu gewähren. 

5. Die für die Mehrzahl der Stahlunternehmen der 
Gemeinschaft beschlossenen oder in Ausarbeitung 
befindlichen Umstrukturierungsprogramme führen 
unabwendbar zu einem Abbau des Personals der 
Stahlindustrie und verschärfen damit noch die so- 
zialen Schwierigkeiten, die jetzt bereits bestimmte 
Stahlreviere der Gemeinschaft kennen. Diese Ver- 
kettung von Beschäftigungsschwierigkeiten in Ge- 
bieten, die von einem EGKS-Industriezweig beson- 
ders abhängig sind, hat die Gemeinschaftsinstanzen 
bereits in der Vergangenheit dazu veranlaßt, außer- 
gewöhnliche Beihilfen zugunsten von Arbeitneh- 
mern einzuführen, die von der Schließung einer 
Reihe von Kohlenminen in Belgien im Jahre 1960 
betroffen waren. Nach Ansicht der Kommission er- 
fordern die Auswirkungen der Strukturkrise der 
Stahlindustrie in Form von Arbeitsplatzverlusten in 
Gebieten, in denen dieser Wirtschaftszweig die 
hauptsächliche industrielle Betätigung sicherstellte, 
die Durchführung außergewöhnlicher Maßnahmen 
zugunsten der Arbeitnehmer, deren Arbeitsplatz als 
Folge eines Umstrukturierungsprogrammes fortfällt. 

6, Die von der Kommission vorgesehene Entschei- 
dung verfolgt das Ziel, mit Hilfe finanzieller Bei- 
hilfen der EGKS zur Durchführung angemessener 
Maßnahmen zugunsten der Arbeitnehmer der Stahl- 
industrie dazu beizutragen, daß sich der Übergang 
vom Zeitpunkt des Fortfalls eines Arbeitsplatzes 
zu dem, an dem ein neuer Arbeitsplatz vorhanden 
sein wird, so reibungslos wie möglich vollzieht. Zu 
diesem Zweck beabsichtigt die Kommission, das 
Bündel der Sozialmaßnahmen, zu denen die EGKS 
finanziell beisteuern kann, auszuweiten, um den 
interessierten Stellen — Regierungen, Unternehmen 
und Arbeitnehmern - zu ermöglichen, Sozialpro- 
gramme auszuarbeiten, die den sehr unterschied- 
lichen Merkmalen der einzelnen Umstrukturierungs- 
vorhaben angepaßt sind. Weiter hält es die Kom- 


Gemäß Artikel -2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 17. Mai 1979 — 14 — 680 70 - E — So 44179: 

Diese Mitteilung bzw. dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 4. Mai 1979 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und^Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsmitteilung bzw. dem -entwurf ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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mission für erforderlich, die Dauer des finanziellen 
Beistands der EGKS an die voraussichtlich notwen- 
dige Dauer der industriellen Umstellungsvorhaben 
in den betroffenen Revieren anzupassen. Auch be- 
züglich der von Umstrukturierungsplänen betrof- 
fenen Arbeitnehmer beabsichtigt die Kommission, 
die Dauer ihrer finanziellen Beihilfe zu diesen Maß- 
nahmen von einer durchschnittlichen Laufzeit von 
24 Monaten auf eine solche von drei Jahren herauf- 
zusetzen. 

7. Die Schärfe der sich durch die Verwirklichung 
der Ümstrukturierungspläne stellenden menschlichen 
und regionalen Probleme hat die Regierungen und 
die Unternehmen veranlaßt und wird sie weiter ver- 
anlassen, neue Eingriffsmöglichkeiten zugunsten der 
Arbeitnehmer herauszufinden, deren Arbeitsplätze 
als Folge davon fortgefallen sind. Es obliegt den 
Betroffenen - Regierungen, Unternehmen und Ar- 
beitnehmern - die geeignetesten, jeder besonderen 
Lage angepaßten Einzelheiten gemäß den besonde- 
ren Verhältnissen der jeweiligen Systeme der Sozia- 
len Sicherheit und der allgemeinen Lage des betrof- 
fenen Reviers festzulegen. Daher ist die Kommission 
der Meinung, daß der Entwurf der Entscheidung so 
abgefaßt werden muß, daß er eine Gesamtheit von 
Maßnahmen festlegt, zu denen die EGKS einen 
finanziellen Beitrag leisten kann, und daß es den 
neu mit jedem Mitgliedstaat abzuschließenden zwei- 
seitigen Abkommen Vorbehalten bleibt, im einzel- 
nen festzulegen, welche Maßnahmen in jedem Land 
anzuwenden sind - wobei sich die Zustimmung des 
Mitgliedstaates notwendigerweise aus seiner Be- 
reitschaft, diese Maßnahmen mitzufinanzieren, er- 
gibt. 

Die Kommission hält es jedoch für notwendig, sich 
vorab zu vergewissern, daß die außergewöhnliche 
Solidaritätsanstrengung der EGKS nur den Maß- 
nahmen Vorbehalten bleibt, die integrierender Be- 
standteil eines mit den Allgemeinen Zielen Stahl 
'übereinstimmenden Umstrukturierungsplanes bil- 
den. 

8. Gemäß der Abstimmung, die sie auf der Grund- 
lage ihrer Mitteilung vom 26. Oktober 1978 vorge- 
nommen hat, sollten nach Ansicht der Kommission 
über die Verbesserung der in Artikel 56, 2 b) EGKS- 
Vertrag vorgesehenen „klassischen" Hilfen hinaus 
folgende Maßnahmen für einen außergewöhnlichen 
finanziellen Beistand der EGKS in Frage kommen: 

a) Verbesserung der nach Artikel 56, 2 b) EGKS be- 
günstigten Maßnahmen. 

Dabei geht es um folgende: 

— Die Zahlung von Entschädigungen, die es den 
Arbeitnehmern ermöglichen, ihre Wiederbe- 
schäftigung abzuwarten, 

— Zuwendungen an Unternehmen zur Sicherstel- 
lung der Entlohnung ihres Personals, das in- 
folge Änderung ihrer Tätigkeit zeitweise be- 
urlaubt werden muß, 

— die Gewährung von Wieder einrichtungsbei- 
hilfen an Arbeitnehmer, 


— die Finanzierung der Umschulung der Arbeit- 
nehmer, die ihre Beschäftigung wechseln müs- 
sen. 

In einigen dieser Abkommen wurden darüber 
hinaus die EGKS-Beihilfen auf die Finanzierung 
eines vorzeitigen Ausscheidens aus dem Er- 
werbsleben von Arbeitnehmern der Eisen- und 
Stahlindustrie in Form eines Wartegeldes und 
innerhalb seiner Grenzen ausgedehnt. 

Diese EGKS-Beilhilfen werden von Fall zu Fall 
zugunsten von Arbeitnehmern solcher Unterneh- 
men gewährt, welche die Voraussetzungen des 
Artikels 56 des EGKS-Vertrags erfüllen, ohne 
daß es sich dabei zwangsläufig um eine umfas- 
sendere Umstrukturierungsaktion der Stahlindu- 
strie handelt. 

Diese im EGKS- Vertrag ausdrücklich vorgesehe- 
nen Maßnahmen sind in jedem Fall weiterzufüh- 
ren. 

Darüber hinaus ist die Kommission der Ansicht, 
daß die „Anti-Krisen- Abteilungen" oder ähn- 
lichen Vorhaben, die sich der Arbeitnehmer an- 
nehmen, die ihren Arbeitsplatz verlieren, nach 
den hierüber vorliegenden Angaben für eine Fi- 
nanzhilfe herkömmlicher Art nach Artikel 56 in 
Betracht kommen müßten. 

Im übrigen steht die Kommission neuen, in die- 
sem Sinne an sie von den Regierungen herange- 
tragenen Anregungen aufgeschlossen gegenüber. 

b) Neue Maßnahmen, für die gemäß einer Entschei- 
dung nach Artikel 95 EGKS im Rahmen eines 
Umstrukturierungsplans Beihilfen gewährt wer- 
den können. 

Die Kommission ist der Meinung, daß zur mög- 
lichen Erhaltung der Arbeitsplätze eine Reihe 
neuer Maßnahmen, wie vorzeitiges Ausscheiden 
aus dem Erwerbsleben und gewisse Formen der 
Umverteilung der vorhandenen Arbeit eingelei- 
tet werden müssen. Da diese Maßnahmen, so 
wie sie die Kommission anzuwenden gedenkt, in 
Artikel 56 des EGKS-Vertrages nicht vorgese- 
hen sind, wird die Kommission auf Artikel 95 
dieses Vertrages zurückgreifen. So wird sie Vor- 
schlägen, daß in Anwendung dieses Artikels Bei- 
hilfen zu folgenden Maßnahmen gewährt wer- 
den: 

— Vorzeitiges Ausscheiden aus dem Erwerbs- 
leben, 

— Verbesserung des Arbeitskreislaufs, nament- 
lich in Form von Kurzarbeit und einer zusätz- 
lichen Schicht, 

— Begrenzung der Mehrarbeit, 

Mit diesen Maßnahmen würde verhindert, daß 
die Arbeitnehmer, die Arbeitsplätze einnehmen, 
die als Folge der Umstrukturierung der Stahl- 
industrie fortfallen, massiv oder mit einem Male 
entlassen werden. Bei allen Maßnahmen geht 
es darum, Zeit zu gewinnen. Man hofft, daß nach 
einer gewissen Zeit sich die Möglichkeiten, an- 
derweitig wiederbeschäftigt zu werden, verbes- 
sern oder daß der wirtschaftliche und soziale 
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Fortschritt so sein wird, daß vorübergehende 
Maßnahmen danach keine Ausnahme mehr dar- 
stellen. 

9. Nach Ansicht der Kommission ist zur Durch- 
führung dieser Maßnahmen eine Entscheidung nach 
Artikel 95 mit einstimmiger Zustimmung des Rates 
und nach Anhörung des Beratenden Ausschusses 
erforderlich. 

Dies gilt eindeutig für die drei letztgenannten Maß- 
nahmen, die nicht in den Anwendungsbereich des 
Artikels 56, Abs. 2 b fallen. Hinsichtlich des vor- 
zeitigen Eintritts in den Ruhestand könnte eine Ent- 
scheidung gemäß Artikel 95, Abs. 1 eine einheit- 
lichere Behandlung sowie einen breiter gestreuten 
Anwendungsbereich, als er zur Zeit in den bilate- 
ralen Vereinbarungen (die eine Beihilfe beim vor- 
zeitigen Ausscheiden vorsehen) festgelegt ist, er- 
möglichen. Ein solches Vorgehen würde bedeuten, 
daß die Kommission den Rat um einstimmige Zu- 
stimmung zum Entwurf einer Entscheidung über die 
in Abschnitt 8 b vorgeschlagenen Maßnahmen bittet. 
Die Kommission hört außerdem das Europäische Par- 
lament zu dieser Mitteilung an. 

10. Daneben beabsichtigt die Kommission, die An- 
wendungsmpdalitäten der mit der Umstrukturie- 
rung verbundenen Maßnahmen zu erweitern. 

Während die „klassischen" Interventionen nach Ar- 
tikel 56 in der Regel auf zwei Jahre begrenzt sind, 
wären künftig auch dreijährige Pläne für Umstruk- 
turierungs- und Umgestaltungsmaßnahmen der In- 
dustrie in den betreffenden Revieren zulässig. 

Außerdem gedenkt die Kommission, für bestimmte 
Maßnahmen im Rahmen der Umstrukturierung, wie 
das vorzeitige Ausscheiden, bei „Anti-Krisen- Abtei- 
lungen" und Kurzarbeit, Zuschüsse zu gewähren, 
die einen Teil der normalerweise vom Mitgliedstaat 
gewährten Leistungen in genau umschriebenen Fäl- 
len umfassen, in denen die Leistungen sehr hoch 
liegen. 

Schließlich beabsichtigt die Kommission, für die Bei- 
hilfen, die einen Teil der Kosten der verschiedenen 
Maßnahmen decken, einen einheitlichen Höchstbe- 
trag oder Höchstbeträge, die je nach Mitgliedsland 
abgestuft sein können, festzusetzen. Die Beihilfe 
der Gemeinschaft hätte so ein Äquivalent, das si- 
cherstellt, daß ihr finanzieller Beistand zu den ver- 
schiedenen möglichen Maßnahmen ausgewogen 
bleibt. 

11. Die Durchführung der beschriebenen Maßnah- 
men verlangt zwangsläufig die Bereitstellung be- 
trächtlicher finanzieller Mittel. Nach den angestell- 
ten Schätzungen sind für die Stahlindustrie Beträge 
in Höhe von 89 Millionen ERE für 1979 (statt der im 
derzeitigen Haushalt für „klassische Hilfen" vorge- 
sehenen 44 Millionen ERE) und von 53 Millionen 
ERE für 1980 aufzuwenden. Diesen Schätzungen liegt 
die Annahme zugrunde, daß etwa 60 v. H. der 50 000 
bzw. 30 000 Arbeitnehmer, die 1979 bzw. 1980 aus 
der Eisen- und Stahlindustrie hätten ausscheiden 
müssen, klassische Beihilfen (einschließlich der Hil- 
fen für das vorzeitige Ausscheiden und der Hilfen 


für Anti-Krisen-Abteilungen) zugute kommen und 
die restlichen 40 v. H. der Arbeitnehmer für Bei- 
hilfen bei Kurzarbeit und für eine zusätzliche Schicht 
bzw. für eine Begrenzung der Mehrarbeit in Frage 
kommen werden. 

Geht man davon aus, daß die Regierungen die vor- 
genannten Maßnahmen anwenden, wird es, und 
zwar vom Haushaltsjahr 1979 an notwendig sein, 
die Mittel der EGKS in Hinblick auf die voraus- 
sichtlichen Anträge auf finanziellen Beistand anzu- 
passen. In diesem Zusammenhang sei daran erin- 
nert, daß sich die Kommission Vorbehalten hat, sich 
erneut an den Rat zu wenden, um ergänzende Bei- 
träge der Mitgliedstaaten zu erhalten, wenn sich die 
vorhandenen Mittel als unzureichend erweisen soll- 
ten. Die Vorschläge, die die Kommission in dieser 
Hinsicht vorzubereiten gedenkt, werden die in die- 
sem Dokument geäußerten Bedürfnisse berücksich- 
tigen. 

Um die sozialen Probleme im Zusammenhang mit 
der Umstrukturierung der Eisen- und Stahlindustrie 
wirksam angehen und lösen zu können, müssen die 
auf Gemeinschaftsebene bestehenden Finanzierungs- 
instrumente - sie sollen dazu beitragen, Hilfen zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze insbesondere in den 
Gebieten zu gewähren, die mit bedeutenden Pro- 
blemen der Umstellung der Eisen- und Stahlindu- 
strie auf andere Industriezweige oder Produktions- 
richtungen zu tun haben - in integrierten Vorhaben 
in wirksamer Weise eingesetzt werden. 

Es wäre angebracht, ein System zu schaffen, um 
genauestens verfolgen zu können, wie viele neue 
Arbeitsplätze mit Hilfe der auf Gemeinschaftsebene 
bestehenden finanziellen Instrumente geschaffen und 
von in der Montanindustrie entlassenen Arbeit- 
nehmern eingenommen worden sind. 

KAPITEL I 

Soziale Maßnahmen im Rahmen der 
Umstrukturierung der Eisen- und Stahlindustrie 

Die Umstrukturierung der Eisen- und Stahlindustrie 
kann rund 80 000 Arbeitnehmern in den Jahren 1979 
und 1980 ihren Arbeitsplatz in der Eisen- und Stahl- 
industrie kosten, wenn keine geeigneten Maßnah- 
men getroffen werden und wenn sich die den Be- 
rechnungen ^) zugrunde gelegten Annahmen be- 
wahrheiten. Aus den Angaben, über die die Kom- 
mission verfügt, geht hervor, daß 1979 rund 50 000 
Personen und 1980 rund 30 000 Personen von Ent- 
lassungen bedroht sein werden. Arbeitsplätze dürf- 
ten vor allem in Belgien, in Frankreich, im Groß- 
herzogtum Luxemburg und im Vereinigten König- 
reich fortfallen, insbesondere in den Revieren die- 
ser Länder mit einseitiger Industriestruktur. 

In der Vergangenheit und bei günstigerem Wirt- 
schaftswachstum hatten die aus der Stahlindustrie 
ausscheidenden Arbeitnehmer weniger Mühe, eine 
neue Beschäftigung in anderen Wirtschaftszweigen 
oder Regionen zu finden. In dieser Hinsicht könnten 
die „klassischen" Maßnahmen, wie sie in Artikel 56, 


1) Vgl. Kapitel II. 
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Abs. 2 b des EGKS-Vertrags vorgesehen und in 
den letzten Jahren fortentwickelt worden sind, eine 
wichtige Rolle spielen; der Kohlenbergbau war hier 
ein gutes Beispiel. 

Gegenwärtig stellt sich die Lage ganz anders: das 
Wirtschaftswachstum ist unzureichend, die kurz-, ja 
mittelfristigen Wirtschaftsaussichten sind nicht sehr 
günstig, die Gemeinschaft zählt bereits über sechs 
Millionen Arbeitslose, verschiedene Industriezweige 
(u. a. der Schiffbau und die Schiffsreparaturen, die 
Textilindustrie und vor allem die Kunstfaserindu- 
strie) müssen umstrukturiert werden. Außerdem 
braucht es Zeit, um neue wirtschaftliche Tätigkeiten 
zu entwickeln; zahlreiche Bedingungen müssen er- 
füllt sein, um den Prozeß erfolgreich abzuschließen 
und zu einer gültigen Alternative zu gelangen, be- 
sonders in den Gebieten mit einseitig ausgerich- 
teter Struktur. 

Unter diesen Voraussetzungen müssen neben den 
herkömmlichen Maßnahmen neue ausgearbeitet und 
angewendet werden. Massenentlassungen können 
das wirtschaftliche und soziale Klima verschlechtern 
und sogar ernste soziale Konflikte mit allen ihren 
Folgen für die Umstrukturierung der Eisen- und 
Stahlindustrie und die Gesellschaft insgesamt her- 
aufbesdiwören. Andererseits müssen sich neue Maß- 
nahmen harmonisch in die Umstrukturierungspolitik 
einfügen und somit die Wiederherstellung der Ren- 
tabilität und der Wettbewerbsfähigkeit der Stahl- 
industrie fördern. 

Diese neuen Maßnahmen treten zu den „klassischen" 
Hilfen, die in der letzten Zeit in einigen Mitglied- 
staaten eine moderne Variante in Form von „Anti- 
Krisen- Abteilungen" und „Beschäftigungszellen" 
bekommen haben. 

Diese einzelnen Maßnahmen werden nachstehend 
kurz beschrieben und in den Rahmen der Umstruk- 
turierung der Eisen- und Stahlindustrie gestellt; un- 
ter Umstrukturierung ist zu verstehen: eine - nach 
Ansicht der Kommission wirtschaftlich und sozial 
gerechtfertigte - Rationalisierung und Modernisie- 
rung (unter anderem vollständige oder teilweise 
Stillegung, Erneuerung und Erweiterung) von Unter- 
nehmen oder Unternehmensteilen in der Eisen- und 
Stahlindustrie in Übereinstimmung mit den in regel- 
mäßigen Abständen von der Kommission aufgestell- 
ten „Allgemeinen Zielen". 

Sofern innerhalb oder außerhalb der Stahlindustrie 
Beschäftigungsalternativen bestehen, behalten die 
klassischen Beihilfen ihren vollen Wert. Es handelt 
sich um Hilfen in Form von Wartegeldern, Beiträgen 
zur beruflichen Umschulung, Fahrtkostenzuschüssen 
und Umzugsbeihilfen usw. zugunsten von Arbeit- 
nehmern, die einen neuen Arbeitsplatz einnehmen, 
oder um Hilfen in Form eines Lohnausgleichs für 
Arbeitnehmer, die einen neuen Arbeitsplatz gefun- 
den haben, ohne daß ihr Entgelt die Höhe des Ent- 
gelts am früheren Arbeitsplatz erreicht, und schließ- 
lich um Hilfen in Form von Zuwendungen an Unter- 
nehmen, damit sie ihr Personal entlohnen können, 
das wegen der Änderung der Tätigkeit dieser Unter- 
nehmen zeitweise beurlaubt wird. 


Diese „klassischen" Hilfen haben zur Zeit an Be- 
deutung verloren, da die alternativen Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten innerhalb und außerhalb der 
Stahlindustrie begrenzt sind. Aus diesem Grunde 
wurde seit 1973 das Wartegeld für ältere Arbeit- 
nehmer in einen gleichhohen Beitrag zur Finanzie- 
rung eines vorzeitigen Ausscheidens aus dem Er- 
werbsleben umgewandelt. Diese Form kommt immer 
mehr zur Anwendung. 

Jedoch können auch die klassischen Beihilfen im 
Rahmen der gegenwärtigen Umstrukturierung der 
Stahlindustrie einen Beitrag leisten. Einerseits kön- 
nen mit ihnen die Arbeitnehmer unterstützt werden, 
die die vollständig oder teilweise stillgelegten Stahl- 
unternehmen verlassen müssen, um in wirtschaftlich 
gesunden Unternehmen mit Arbeitskräftebedarf 
freie Arbeitsplätze einzunehmen. Andererseits er- 
lauben sie es Arbeitnehmern von Stahlunternehmen, 
die unmittelbar von diesen Stilfegungen betroffen 
sind, Arbeitsplätze von älteren Arbeitnehmern im 
gleichen Unternehmen einzunehmen, die vorzeitig 
aus dem Erwerbsleben ausscheiden wollen. 

Die „Anti-Krisen-Abteilungen" oder „Beschäfti- 
gungszellen" die seit einiger Zeit u. a. in Luxem- 
burg eingerichtet sind und gute Ergebnisse zu zeiti- 
gen scheinen - sind eine moderne Variante der klas- 
sischen Maßnahmen, Es handelt sich dabei um 
„Pools", die Arbeitnehmer vereinigen, die ihren 
Arbeitsplatz im Rahmen der Umstrukturierung der 
Stahlindustrie verloren haben. 

Diese „Pools" versuchen, ohne ein „Abladeplatz für 
Arbeitslose" sein zu wollen, diesen Arbeitnehmern 
Arbeit zu beschaffen, u. a. indem sie sie für außer- 
gewöhnliche Arbeiten von öffentlichem Interesse 
einsetzen lassen. Sie können auch ihre Wiederbe- 
schäftigung dadurch erleichtern^ daß sie ihnen eine 
berufliche Umschulung vermitteln. Wenn diese Ar- 
beitnehmer an einem anderen Arbeitsplatz mit 
einem niedrigeren Lohn als dem früher verdienten 
beschäftigt werden, kann ihnen ein Lohnausgleich 
gewährt werden. Nach Ansicht der Kommission 
könnte ihnen dabei unter Beachtung ihrer Verbin- 
dung mit den vorgenannten herkömmlichen Maß- 
nahmen eine EGKS-Beihilfe zugestanden werden. 

Artikel 56, Abs. 2 b des EGKS-Vertrages bildet 
die angemessene Grundlage für diese Maßnahmen. 
Dagegen sind die neuen Möglichkeiten, von denen 
die Rede sein wird, durch den EGKS-Vertrag nicht 
ausdrücklich vorgesehen; sie müssen daher auf Arti- 
kel 95 dieses Vertrages gestützt werden. 

Bei der Umstrukturierung der Eiseti- und Stahlindu- 
strie wäre es wünschenswert, eine Ausweitung der 
Systeme des vorzeitigen Ausscheidens aus dem Er- 
werbsleben vorzusehen. 

Die von einer Entlassung bedrohten Arbeitnehmer 
in Unternehmen, die vollständig oder teilweise still- 
gelegt werden, sollten die Möglichkeit erhalten, den 
Arbeitsplatz älterer Arbeitnehmer einzunehmen, die 
früher als normalerweise vorgesehen die wirtschaft- 
lich gesunden oder modernisierungsbedürftigen 
Unternehmen verlassen. Hierfür scheinen folgende 
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Voraussetzungen unabdingbar: 

— Das modernisierungswillige Unternehmen darf 
Neuerungen oder Erweiterungen nur mit Zustim- 
mung der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vornehmen; 

— der Arbeitsplatz, den der ältere Arbeitnehmer 
verläßt, darf nur mit einem Arbeitnehmer aus 
der Eisen- und Stahlindustrie besetzt werden; 

— die Altersgrenze für das vorzeitige Ausscheiden 
ist nach Ländern unterschiedlich; es wäre zweck- 
mäßig, eine einheitliche Mindestaltersgrenze 
festzusetzen, für die in Sonderfällen Ausnahmen 
vorgesehen werden können (schwere, mühsame 
oder gefährliche Arbeiten, Arbeiten im kontinu- 
ierlichen Betrieb über eine lange Zeit, Behinderte 

USW.) ; 

— für die Beihilfe ist ein Höchstbetrag festzuset- 
zen; 

— für die Finanzierung der einen Anspruch auf die 
gewöhnliche Altersrente und die Krankenversi- 
cherung begründeten Beiträge in der Zeit zwi- 
schen dem vorzeitigen Ausscheiden und dem nor- 
malen Rentenalter ist eine befriedigende Lösung 
zu finden. 

Die Kommission sieht eine Laufzeit ihrer Beihilfe 
von drei Jahren vor. 

Wenn ein Unternehmen eine Umstrukturierung vor- 
nimmt, kann die vorhandene Arbeit durch eine Ver- 
besserung des Arbeitskreislaufs auf andere Weise 
verteilt werden. Dies geht Hand in Hand mit einer 
Verkürzung der Arbeitszeit, die in Form von Kurz- 
arbeit oder durch eine zusätzliche Schicht verwirk- 
licht werden könnte. 

a) Wenn es um Kurzarbeit geht, ist diese nicht mit 
einer endgültigen Verkürzung der Wochen- 
arbeitszeit zu verwechseln, die gewöhnlich im 
Rahmen der landesweiten, regionalen oder be- 
reichlichen Tarifverhandlungen bzw. Betriebs- 
ebene vereinbart wird. Kurzarbeit kann einge- 
führt werden, um sicherzu stellen, daß die voll- 
ständige oder teilweise Stillegung schrittweise 
erfolgt, um so zu vermeiden, daß eine große 
Anzahl von Arbeitnehmern gleichzeitig entlas- 
sen wird. Es handelt sich somit um eine vorüber- 
gehende Verringerung der Arbeitszeit während 
des Zeitraums, in dem das Unternehmen die voll- 
ständige oder teilweise Stillegung vornimmt. 
Dadurch steht ein größerer Zeitraum zur Verfü- 
gung, in dem Lösungen für die Arbeitnehmer, die 
das Unternehmen verlassen müssen, gefunden 
werden können. In diesem Zusammenhang wur- 
de eine gewisse Erfahrung bei der Stillegung 
einer Reihe von Kohlebergwerken in Belgien 
während der Jahre 1959/1960 gewonnen: die 
Hohe Behörde hat zu ihren Lasten einen be- 
stimmten Anteil des über die Arbeitslosenunter- 
stützungen hinausgehenden Lohnes übernom- 
men, wenn es darum ging, das Tempo der Schlie- 
ßung einiger Kohlebergwerke zu verringern. So 
wurde vermieden, daß eine zu große Zahl von 
Bergarbeitern entlassen wurde, da es nicht mög- 
lich war, ihnen eine Arbeit in anderen Unter- 


nehmen anzubieten. Hierzu ist zu bemerken, daß 
der Anteil der Kosten für die Kurzarbeit, der zu 
Lasten der Unternehmen geht, zum großen Teil 
von der Höhe der Arbeitslosenunterstützung ab- 
hängt. Darüber hinaus wird vorgeschlagen, die 
Mehrkosten auf die vier Parteien aufzuteilen; 
Unternehmen, Arbeitnehmer, Regierungen, Kom- 
mission. Die Hilfe der Kommission für diese 
Maßnahme im Rahmen der Umstrukturierung der 
Eisen- und Stahlindustrie könnte für drei Jahre 
gewährt werden. 

b) Die Einführung einer zusätzlichen Schicht führt 
zu einer Verkürzung der Arbeitszeit und könnte 
gewisse günstige soziale Auswirkungen haben. 
Diese Maßnahme könnte mit Mitteln der EGKS 
unterstützt werden und müßte mit der Suche 
nach einem finanziellen Gleichgewicht der Unter- 
nehmen auf Zeit vereinbar sein. 

Die Einführung einer zusätzlichen Schicht würde 
sich noch stärker auf die Beschäftigung auswir- 
ken, wenn die wirtschaftlich gesunden Stahl- 
unternehmen bereit wären, auf diese Weise Ar- 
beitnehmer zu beschäftigen, die sonst Unterneh- 
men, die vollständig oder teilweise stillgelegt 
werden, verlassen müßten. Die Mehrkosten, die 
sich aus der Einführung einer zusätzlichen Schicht 
ergeben, können auf verschiedene Parteien auf- 
geteilt werden: Arbeitnehmer, Unternehmen, Re- 
gierungen und Kommission. Die Kommission will 
die Hilfe über einen auf drei Jahre begrenzten 
Zeitraum staffeln. Die Beteiligung der Kommis- 
sion wird degressiv sein. 

Eine weitere Möglichkeit zur Umverteilung der vor- 
handenen Arbeit besteht darin, die Überstunden zu 
verringern oder völlig abzuschaffen, um Abeits- 
plätze für Arbeitnehmer zu erhalten, die sonst ent- 
lassen werden müßten. Überstunden werden in grö- 
ßerem Umfang vor allem noch in zwei Mitgliedstaa- 
ten geleistet, nämlich im Vereinigten Königreich und 
Irland; die Zahl der in den übrigen Mitgliedstaaten 
geleisteten Überstunden ist eher geringfügig. Es sei 
betont, daß es sich in diesem Falle nicht um einen 
Beitrag zur Bezahlung der Überstunden, die nicht 
mehr geleistet würden, handelt, sondern höchstens 
um eine etwaige Beihilfe für Arbeitnehmer, deren 
Einkommen nach Begrenzung oder Abschaffung der 
Überstunden nicht mehr eine bestimmte Mindest- 
höhe erreicht. 

Auf diese Weise könnte die Kommission den Mit- 
gliedstaaten eine Skala möglicher Maßnahmen bie- 
ten, unter denen sie auswählen könnten. Es steht 
fest, daß die Mitgliedstaaten die ihnen gebotenen 
Möglichkeiten nicht alle auf die gleiche Weise und 
im gleichen Umfang in Anspruch nehmen werden, 
da die Lage von Land zu Land sehr unterschiedlich 
ist. Die Kommission beabsichtigt jedoch, die erfor- 
derlichen Mittel anzuwenden, um sicherzustellen, 
daß ihr finanzieller Beistand in dem einen und in 
dem anderen Fall ausgewogen bleiben wird. 

Da es für die Umstrukturierung der Eisen- und 
Stahlindustrie eine gemeinschaftliche Politik gibt, ist 
es in höchstem Maße wünschenswert, die Konver- 
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genz im sozialen Bereich durch die Schaffung eines 
gemeinschaftlichen Rahmens mit Maßnahmen, die 
gemeinsame Modalitäten und Voraussetzungen um- 
fassen, zu fördern. Weiter ist es angebracht, in den 
Anwendungsmodalitäten der neuen, auf Artikel 95 
gestützten Maßnahmen eine gewisse Angleichung 
mit den Erfordernissen des Artikels 56 des EGKS- 
Vertrages sicherzustellen. 

So sieht die Kommission in der Entscheidung auf der 
Grundlage von Artikel 95 insbesondere vor, daß die 
Gewährung von Beihilfen davon abhängig gemacht 
wird, daß die Regierung einen Antrag stellt, daß die- 
ser Antrag auf einen besonderen Beitrag jedes Mit- 
gliedstaates hinweist und von einer Beitragsleistung 
des interessierten Staates abhängig gemacht wird, 
die mindestens der von der Kommission gewährten 
Unterstützung entspricht, es sei denn, daß der Rat 
mit Zweidrittelmehrheit eine Abweichung zuläßt 
und daß die Beihilfe von der Umstrukturierung be- 
troffenen Arbeitnehmern zugute kommt. 


KAPITEL II 

Beschäftigungslage und -aussiditen 

In ihrer Mitteilung an den Rat vom 31. Oktober 1978 
(Dokument KOM(78) 570 endg.) hat die Kommission 
die Beschäftigungsentwicklung in der Eisen- und 
Stahlindustrie der Mitgliedsländer der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl von 1973 bis 1977 
beschrieben und das Beschäftigungsvolumen für 1980 
abgeschätzt. 

Ausgehend von der Annahme einer durchschnitt- 
lichen Stahlproduktion (umgerechnet auf Rohblock- 
produktion) (in den „Allgemeinen Zielen Stahl" 
„gemäßigte Tendenz" oder „vorsichtige Voraus- 
schätzung" genannt und leicht revidiert), die 1980 
4,5 V. H. unter der Produktion des Jahres 1973 liegen 
dürfte, wurden drei Parameter eingeführt: 

— ein Parameter für die tatsächliche Arbeitszeit: 
d. h. eine Verkürzung der durchschnittlichen 
Arbeitszeit um fast eine Stunde je Tag von 1973 
bis 1980 bei 220 jährlichen Arbeitstagen; 

— die beiden anderen waren zwei durchschnittliche 
Jahreszuwachsraten - 3 v, H. und 4 v. H, -, die 
als Hypothesen der Arbeitsproduktivität für den 
Zeitraum 1973 bis 1980 festgehalten wurden. 


Abgesehen von der Aktualisierung der Statistiken 
wurden die Grundlagen der früheren Schätzungen 
in dreifacher Hinsicht geändert: 

— erstens wurden in die früheren Reihen Angaben 
für Dänemark und Irland aufgenommen; 

— zweitens wurde eine zusätzliche Produktions- 
hypothese, die sogenannte „günstigere" Tendenz, 
einbezogen; beide Änderungen finden sich in den 
„Allgemeinen Zielen Stahl" ^); 

— drittens wurde nur noch eine Zuwachsrate der 
Arbeitsproduktivität zugrunde gelegt, nämlich 
von 4 V. H. jährlich. 

Grund für die Wahl einer einzigen Hypothese der 
Arbeitsproduktivität, und zwar der höheren, d. h. 
eine durchschnittliche Jahreszuwachsrate von 4 v. H. 
(anstatt 3 v. H. und 4 v. H.), ist die jüngste Entwick- 
lung der Beschäftigtenzahl und die Entwicklung, die 
die Verbesserung der Produktivität in der Eisen- 
und Stahlindustrie in Zukunft erfordert. 

Angesichts der - seit der Stahlkrise festzustellen- 
den - Abweichung zwischen den statistischen Reihen 
über die Produktion einerseits und der Belegschaft 
andererseits, in der die Bedeutung der Entschei- 
dungsfaktoren in der Entwicklung der Beschäftigten- 
zahl zum Ausdruck kommt, ist klar, daß die Zugrun- 
delegung einer durchschnittlichen jährlichen Produk- 
tivitätszuwachsrate nur über einen langen oder mitt- 
leren Zeitraum hinweg Sinn hat. 

Die Erscheinung der Erhaltung des Personals am 
Arbeitsplatz, die deutlich im Vergleich der beiden 
genannten Reihen zutage tritt, führt zu einer erheb- 
lichen Abnahme der globalen Arbeitsproduktivität 

— bezogen auf die Gesamtbelegschaft und nicht auf 
die tatsächlich gearbeiteten Stunden -, die 1978 
gegenüber 1974 nicht auf geholt werden konnte. Die 
Wahl einer Produktivitätszuwachsrate von 4 v. H. 
statt 3 V. H. ist willkürlich und soll lediglich auf die 
Verschlechterung der Produktivität seit der Krise 
hinweisen; so ist die Fortschreibung der Anwendung 
dieses Satzes auf die Belegschaft im Jahre 1980 nicht 
als ein Ziel, sondern als ein Warnsignal zu ver- 
stehen, das die Zwänge der wiederherzustellenden 
oder zu erhaltenden Wettbewerbsfähigkeit anzeigt. 

Die drei genannten Änderungen und Anpassungen 
führen zu folgender tabellarischen Übersicht: 

1) Allgemeine Ziele Stahl 1980 - 1985 - 1990; siehe Ta- 
belle Seite 29 ~ SEK (78) 3205 endg. vom 20. Juli 1978. 


Jahr 

Bruttostahlproduktion 
in Mio t 

1974 = 100 

Belegschaft *) 

( J ahresdurchschnitt) 
in 1000 

1974 = 100 

1974 

155,6 

100 

791,5 

100 

1975 

125,5 

! 80,7 

780,9 

98,7 

1976 

134,0 

86,1 

762,6 

96,3 

1977 

126,4 

81,2 

742,5 

93,8 

1978 

132,6 

85,2 

698,7 

88,3 


*) Einschließlich Lehrlinge. 
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Aus dieser Tabelle geht hervor, daß bei der günsti- 
geren Annahme der Personalabbau auf 80 000 Per- 
sonen geschätzt werden kann. Diese Zahl dient als 
Grundlage für die Berechnungen^). 

Doch hat man sich klar vor Augen zu halten, daß 
jede politische Entscheidung zur Umstrukturierung 
der Stahlindustrie, die von den Mitgliedstaaten ge- 
troffen wurde und mit der die Auswirkungen der 
Krise in der Stahlindustrie durch Beihilfen hinaus- 
gezögert, zeitlich gestaffelt oder kompensiert wer- 
den sollen, zur Folge hätte, daß die tatsächliche Ent- 
wicklung der Beschäftigtenzahl von der hier dar- 
gestellten abweicht. 

Was die Entwicklung der Beschäftigung in der 
Eisen- und Stahlindustrie nach 1980 betrifft, so wird 
lediglich der Zeitraum 1980 bis 1983 berücksichtigt. 
Für diesen Zeitraum gibt es bereits eine Reihe un- 
bekannter Variablen, vor allem die Produktivitäts- 
entwicklung, die Verkürzung der Arbeitszeit und 
Reichweite der Maßnahmen des Staates und der 


2) Vgl. Kapitel III. 


Unternehmen zur Steuerung der Beschäftigirngslage? 
dies gilt somit erst recht für den Zeitraum nach 1983 
(bis 1985 und 1990). 

Was folgt, stellt einen allerersten Ansatz dar, der 
beruht auf: . 

— einer „günstigen" Produktionshypothese für 1980 
und 1983 (siehe „Allgemeine Ziele Stahl" der 
Kommission), d. h. eine Rohstahlproduktion in 
Höhe von 139,6 Mio t für 1980 und von 148,3 
Mio t für 1983, das ist ein Anstieg von über 
6,2 V. H. in drei Jahren-, 

— einer Annahme für eine durchschnittliche Jahres- 
zuwachsrate der Arbeitsproduktivität in Höhe 
von 4 V. H. für den Zeitraum 1980 bis 1983, das 
ist eine Zunahme von über 12 v. H, in drei Jah- 
ren; 

— einer Annahme einer unverändert bleibenden 
tatsächlichen Jahresarbeitszeit. 

Das Ergebnis ist eine Verringerung der Zahl der 
Arbeitsplätze von rund 6 v. H. d. h. von etwa 35 000. 


Tabelle I 

Vorausschätzung der Entwicklung des Personalbestandes in der Eisen- und 
Stahlindustrie zwischen 1977 und 1980 
auf der Grundlage 

a) der Beschäftigtenzahl am 31. Dezember 1976, 

b) der „günstigen" Produktionsannahme, 

c) eines durchschnittlichen jährlichen Zuwachses der Arbeitsproduktivität von 
4 V. H., 

d) einer Verkürzung der tatsächlichen Arbeitszeit um eine Stunde je Tag gegen- 
über 1973. 

(in lÖOO Personen) 


Belegschaften 

Personalabbau 

iin .Tahrp 

Gesamter 

Personalabbau 

Vorausschätzung 
des Personalabbaus 

Vorgesehene 
Belegschaftszahl 
für 1980 

,\ 





1977 und 1978 
zum Ende des 
Zeitraums 



am 

31. 12. 1976 

am 

31. 12. 1977 

1977 1 1978 

(Ende des Zeit- 
raums) 

1979 und 1980 

Insgesamt 
für den 

1 Zeitraum 

1 31. 12. 1976 bis 
31. 12. 1980 

744,7 

705,5 

Günsti 

(Rohst 

39,2 

Ige Anna] 
;ahlprodu 

36,5 

hme: 

ktion 1980 = 139,C 

75,7 

) Mio t) 

81,2 

156,9 

587,8 


Quelle: SAEG: Belegschaft (ohne Lehrlinge) - revidierte Reihe (April 1979). 
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KAPITEL III , 

Finanzielle Aspekte 

I. Entwicklung des EGKS -Funktionshaushalts zwi- 
schen 1975 und 1979 

Für die Eisen- und Stahlindustrie (einschließlich 
Eisenerzbergbau) ist die Anpassungsbeihilfe gemäß 
Artikel 56, Absatz 2 b des EGKS-Vertrags sowohl 
absolut als auch was den für die Eisen- und Stahl- 
industrie bestimmten Anteilsatz betrifft, schrittweise 
angehoben worden; desgleichen hat sich die Zahl der 
davon begünstigten Person in diesem Industrie- 
zweig (einschließlich Eisenerzbergbau) seit 1975 be- 
trächtlich erhöht: 

Mittelbindungen für Anpassungsbeihilfen nach Arti- 
kel 56, Abs. 2 b) für die Eisen- und Stahlindustrie 
(einschließlich Eisenerzbergbau) 


. 

Gebundene Mittel 


Jahr 

absolut 

in V. H. des 
Gesamt- 
betrages 

Beihilfe- 

empfänger 

1975 

3,4 MUC ') 

* 17v. H. 

6 129 

1976 

3,7 MUCE 

15 V. H. 

5 520 

1977 

10,7 MUCE 

42 V. H. 

11 578 

1978 

29,7 MUCE 

49 V. H. 

31 010 


Der EGKS-Funktionshaushaltsplan für das Haus- 
haltsjahr 1979 sieht einen Betrag in Höhe von 
67 Mio ERE als Anpassungsbeihilfe in den Montan- 
industrien vor, darunter 44 Mio ERE (66 v. H.) für 
die Eisen- und Stahlindustrie. 

Bis 1976 handelte es sich vor allem um herkömm- 
liche Beihilfen, d. h. überb rückungs- oder Warte- 
geld, Berufsausbildungskosten, Fahrtkosten und 
Lohnzuschüsse. Im Jahre 1973 wurde dann die Be- 
teiligung an der Finanzierung des vorzeitigen Aus- 
scheidens für Arbeitnehmer der Eisen- und Stahl- 
industrie eingeführt ^) ; diese Mittel machen einen 
immer größeren Anteil der Gesamtheit der gewähr- 
ten Beihilfen aus. 

11. Haushaltsvoranschläge für 1979 und 1980 

Hinsichtlich der voraussichtlichen finanziellen Aus- 
wirkungen der Durchführung der verschiedenen in 
Kapitel II erläuterten Maßnahmen können folgende 
Berechnungen angestellt werden: 

A. Höhe der EGKS-Beihilfen 

A.l. Herkömmliche Beihilfen (einschließlich derjeni- 
gen im Zusammenhang mit „Anti-Krisen- Abtei- 
lungen" und dem vorzeitigen Ausscheiden) 

Die Höhe dieser Beihilfen richtet sich nach dem ein- 
zelnen Begünstigten, da dem letzten Arbeitsentgelt 
des betroffenen Arbeitnehmers, der Höhe des Ein- 
kommens, das garantiert werden soll, der Höhe der 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit, den direkten Steu- 


1) Mio RE nur im Jahre 1975. 

2) Für Bergleute wird diese Maßnahme bereits seit 1968 
angewendet. 


ern, dem Alter, der Arbeitnehmergruppe und gege- 
benenfalls der Region Rechnung getragen werden 
muß. 

Nach den Erfahrungen der letzten Jahre ist die 
durchschnittliche Beteiligung der Gemeinschaft in 
Form herkömmlicher Beihilfen, einschließlich der 
Beihilfe beim vorzeitigen Ausscheiden, in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich. Im ge- 
wogenen Durchschnitt kann die Gemeinschaftshilfe 
derzeit auf 1100 ERE je Empfänger geschätzt werden. 
Dieser Betrag wird auf 1300 ERE je Beihilfeempfän- 
ger angehoben, um sowohl das vorzeitige Ausschei- 
den und die Schaffung von „Anti-Krisen- Abteilun- 
gen" im Hinblick auf die Umstrukturierung der 
Eisen- und Stahlindustrie zu fördern als auch zu 
diesem Zweck nichtrückzahlungspflichtige Zuschüsse 
für bestimmte Maßnahmen, wie das vorzeitige Aus- 
scheiden und die Schaffung von „Anti-Krisen- Ab- 
teilungen" zu gewähren, die einen Teil der norma- 
lerweise in einem Mitgliedstaat gewährten Leistun- 
gen in bestimmten Fällen, in denen die Leistungen 
sehr hoch liegen, ersetzen. 

A.2. Neue Beihilfearten 

a) Verbesserung des Arbeitskreislaufs durch Kurz- 
arbeit 

In diesem Fall sind vier Formeln für die Beteili- 
gung der Gemeinschaft möglich: 

— Die Beihilfe wird - wie dies übrigens für die 
herkömmlichen Beihilfen und das vorzeitige 
Ausscheiden der Fall ist - dahingehend auf 
die Person abgestellt, daß man den Betrag 
errechnet, den ein entlassener Arbeitnehmer 
als Wartegeld erhalten hätte; 

— ein bestimmter Vomhundersatz des Arbeits- 
verdienstes; 

— ein Pauschbetrag je Arbeitnehmer und Land, 
der für die gesamte Gemeinschaft einheitlich 
ist (ähnlich der vom ESF gewährten einheit- 
lichen Leistungen je jungem Arbeitnehmer 
und Woche während der Höchstdauer eines 
Jahres); 

— ein Pauschbetrag, der nicht für die Gemein- 
schaft, wohl aber für jedes Land einheitlich 
ist (und der gegebenenfalls auf dem durch- 
schnittlichen Wartegeld je Arbeitnehmer und 
Land während eines bestimmten Zeitraums 
basieren würde). 

Die Kommission zieht die vierte Formel vor, wo- 
bei jedoch von der zweiten ausgegangen wird; 
d. h. die Beteiligung in Form eines bestimmten 
Prozentsatzes des Arbeitsverdienstes wird an- 
schließend in einen Pauschbetrag je Arbeitneh- 
mer und Land umgesetzt. 

Die Berechnungsgrundlage für die Gemeinschafts- 
hilfe ist die Differenz zwischen der vollen Höhe 
des Bruttostundenverdienstes und der Arbeits- 
losenentschädigung; letztere schwankt ~ was die 
Kurzarbeit in der Eisen- und Stahlindustrie an- 
geht - zwischen 60 und 80 v. H. des Brutto- 
arbeitsverdienstes (in Dänemark ist sie sogar 
höher). 
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Geht man von einem gewogenen Durchschnitt 
von etwa 70 bis 80 v, H. aus, so ergibt sich dar- 
aus eine Differenz von 20 bis 30 v. H. zwischen 
dem Bruttoarbeitsverdienst und der Arbeitslosen- 
entschädigung im Falle von Kurzarbeit. In abso- 
luten Zahlen beträgt diese Differenz 1,0 bis 1,50 
ERE je Stunde und Arbeitnehmer (Arbeiter und 
Angestellte) . 

Die Gemeinschaft übernimmt höchstens den glei- 
chen Betrag, mit dem die jeweilige Regierung 
zur Finanzierung des Unterschiedsbetrages bei- 
trägt. Sie ist bereit, eine nichtrückzahlungspflich- 
tige Beihilfe zu gewähren, die einen Teil der 
normalerweise in einem Mitgliedstaat gewähr- 
ten Leistungen in bestimmten Fällen, in denen 
die Leistungen sehr hoch liegen, ersetzt. 

Zur Berechnung der finanziellen Auswirkungen 
wird von der Annahme ausgegangen, daß ein 
Viertel des Unterschiedes zwischen Stundenver- 
dienst und Arbeitslosenentschädigung zu Lasten 
der Regierungen, ein weiteres Viertel zu Lasten 
der Gemeinschaft gehen; diese wird sich daher 
mit einem durchschnittlichen Betrag in Höhe von 
etwa 0,25 bis 0,37 ERE je Stunde beteiligen. 
Diese Beihilfe wird in Form eines Pauschbetrags 
je Arbeitnehmer gewährt, der je nach Land ent- 
sprechend dem Arbeitsverdienst und der Höhe 
der Arbeitslosenentschädigung unterschiedlich 
ist. 

Diese Maßnahme soll auf Unternehmen An- 
wendung finden, die nach einem Umstrukturie- 
rungsplan teilweise oder vollständig stillgelegt 
werden müssen, um die Entlassungen zeitlich zu 
staffeln. 

Unter Zugrundelegung der Ergebnisse der Schnell- 
erhebungen über die Beschäftigung in der Eisen- 
und Stahlindustrie, wonach die Kurzarbeit für 
die betroffenen Arbeitnehmer in den letzten 
Jahren im Monatsdurchschnitt einen Verlust von 
ungefähr 25 Arbeitsstunden zur Folge hatte, 
würden sich insgesamt .300 Stunden für ein Jahr 
ergeben. Bei Anwendung des vorgenannten Be- 
teiligungssatzes je Stunde errechnet sich eine 
Beteiligung der Gemeinschaft je Arbeitnehmer in 
Höhe von durchschnittlich etwa 90 bis 100 ERE 
jährlich. 

b) Verbesserung des Arbeitskreislaufs durch eine 
zusätzliche Schicht 

Um die Entlassung von Arbeitnehmern zu ver- 
meiden, könnte eine zusätzliche Schicht einge- 
führt werden; bei einem voll kontinuierlichen 
Betrieb im Vier-Schichten-System könnte eine 
fünfte Schicht eingeführt werden, wodurch die 
durchschnittliche Wochenarbeitszeit von 40 auf 
33 Stunden und 36 Minuten verkürzt würde. 

Wenn auch beabsichtigt ist, daß die neue Beihilfe- 
art zur Entschädigung der Arbeitsstunden beitra- 
gen soll, die den von Arbeitsumverteilungsmaß- 
nahmen betroffenen Arbeitnehmern entgangen 
sind, so wird aus berechnungstechnischen Grün- 
den von der Annahme ausgegangen, daß die 
Kommission höchstens ein Viertel der Arbeits- 


kosten für jeden Arbeitnehmer übernehmen 
wird, der durch die Einführung einer zusätzlichen 
Schicht seinen Arbeitsplatz behält. Dieser Betei- 
ligungssatz wird im zweiten und dritten Jahr er- 
mäßigt werden. 

Da die kontinuierliche Arbeit zum größten Teil 
von Arbeitern ausgeführt wird, können der Be- 
rechnung der Höhe der Beteiligung die durch- 
schnittlichen Gesamtarbeitskosten allein für Ar- 
beiter zugrunde gelegt werden, die sich derzeit 
auf rund 12 000 ERE/Jahr belaufen. Falls außer- 
dem eine Kürzung der im ersten Jahr gewähr- 
ten Beteiligung der Gemeinschaft auf drei Vier- 
tel während des zweiten Jahres und auf die 
Hälfte während des dritten Jahres vorgesehen 
wird, ergeben sich folgende durchschnittliche Be- 
träge je Arbeiter: 

• 3000 ERE für das erste Jahr, 

• 2250 ERE für das zweite Jahr, 

• 1500 ERE für das dritte Jahr. 

Für die praktische Formel der finanziellen Be- 
teiligung der Gemeinschaft bieten sich mehrere 
Möglichkeiten an: 

— ein bestimmter Prozentsatz der Gesamtkosten 
je Arbeiter, 

— ein für die gesamte Gemeinschaft einheitlicher 
Pauschbetrag je Arbeiter, der als Anreiz die- 
nen soll; 

— ein Pauschbetrag, der nicht für die Gemein- 
schaft, wohl aber für jedes Land einheitlich 
ist. 

Die Kommission bevorzugt die dritte Formel, wo- 
bei jedoch von der ersten ausgegangen wird, d. h. 
die Beteiligung in Form eines bestimmten Pro- 
zentsatzes der Gesamtkosten je Arbeiter wird 
anschließend in einen Pauschbetrag je Arbeiter 
und Land umgesetzt. 

c) Begrenzung der Mehrarbeit 

Wie schon mehrmals erwähnt, hat die Mehrarbeit 
nur in Irland und im Vereinigten Königreich 
ein gewisses Ausmaß angenommen; in diesen 
beiden Ländern macht der Anteil der von den 
Arbeitern der Eisen- und Stahlindustrie geleiste- 
ten Überstunden an der Gesamtzahl der gelei- 
steten Stunden jeweils etwa 15v. H. bzw. mehr 
als lOv. H. aus; in den übrigen Mitgliedstaaten 
ist ihr Anteil bedeutend geringer. 

Eine zeitlich begrenzte Beihilfe kann den Arbeit- 
nehmern gewährt werden, deren Einkommen 
nach Begrenzung oder völliger Abschaffung der 
Überstunden eine bestimmte Mindesthöhe nicht 
mehr erreicht. Als Berechnungsgrundlage kann 
von einem Zuschlag ausgegangen werden, mit 
dem im Höchstfall der durchschnittliche Arbeits- 
verdienst eines ungelernten Arbeiters (vor Be- 
grenzung der Überstunden) im Unternehmen des 
betreffenden Arbeitnehmers erreicht wird. 

Eine völlige Abschaffung der Überstunden wird 
zu einer Einbuße am wöchentlichen (oder monat- 
lichen) Bruttoarbeitseinkommen der Arbeiter von 
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etwa 20 v. H. in Irland und etwa 15 v. H. im Ver- 
einigten Königreich führen. 

Dies bedeutet, daß über die Hälfte der Stahl- 
arbeiter in Irland bzw. über 30 v. H. von ihnen 
im Vereinigten Königreich ein Einkommen be- 
ziehen würden, das unter dem früheren durch- 
schnittlichen Arbeitsverdienst eines ungelernten 
Arbeiters dieses Industriezweigs liegt. 

Um ihnen den durchschnittlichen Arbeitsver- 
dienst des ungelernten Arbeiters (einschließlich 
Überstundenzuschläge) zu garantieren, wird es 
notwendig sein, ihren Lohn mit unterschiedlichen 
Sätzen und im Durchschnitt um etwas mehr als 
10 V. H. zu erhöhen. Absolut wird die Anhebung 
etwa 60 ERE je Arbeiter und Monat im Vereinig- 
ten Königreich und etwa 45 bis 50 ERE in Irland 
betragen; das sind 720 bzw. 540 bis 600 ERE je 
Arbeitnehmer und Jahr. 

Wird im Höchstfall die Hälfte der Kosten zu 
gleichen Teilen von den Regierungen und der 
Gemeinschaft übernommen, so beteiligt sich letz- 
tere mit einem Betrag in Höhe von 180 ERE/ Jahr 
je Arbeitnehmer im Vereinigten Königreich und 
von 135 bis 150 ERE/ Jahr in Irland. Die Betei- 
ligung der Gemeinschaft wird während des zwei- 
ten (d. h. während des auf das Inkrafttreten der 
Entscheidung folgenden) Jahres auf drei Viertel 
und während des dritten Jahres auf die Hälfte 
der ursprünglichen Summe gekürzt. 

B. Sonstige finanzielle Auswirkungen 

Voraussichtlich werden Maßnahmen der herkömm- 
lichen Art - insbesondere berufliche Anpassung und 
Umsetzung der betreffenden Arbeitnehmer - ge- 
troffen werden müssen, um die Erhaltung der Arbeits- 
plätze und die Wiederbeschäftigung der von Ent- 
lassung bedrohten Arbeitnehmer zu sichern. 

Es wird von der Annahme ausgegangen, daß der- 
artige Maßnahmen für ein Zehntel der Arbeitneh- 
mer getroffen werden, die nach den Vorausschätzun- 
gen 1979 und 1980 aus der Eisen- und Stahlindustrie 
ausscheiden müßten; des weiteren wird davon aus- 
gegangen, daß sich die durchschnittlichen Kosten je 
Empfänger auf 1100 ERE belaufen werden. 

C. Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

Zur Errechnung der gesamten finanziellen Auswir- 
kungen, die sich aus der Anwendung der verschie- 
denen vorgenannten Maßnahmen in den Mitglied- 
staaten ergeben, kann von folgenden Hypothesen 
ausgegangen werden: 

— in Übereinstimmung mit Kapitel II ist damit zu 
rechnen, daß sich die Gesamtzahl der Arbeitneh- 
mer, die 1979 und 1980 aus der Eisen- und Stahl- 
industrie ausscheiden müßten, wenn keine Maß- 
nahmen getroffen werden und sich die diesen 
Berechnungen zugrunde gelegten Annahmen be- 
stätigen, auf 80 000 belaufen wird; 

— auf Grund unter anderem der eingeholten An- 
gaben und der festgestellten Entwicklungsten- 


denzen in den verschiedenen Mitgliedstaaten 

kann davon ausgegangen werden, daß 

1. 60 V. H. dieser Arbeitnehmer die herkömm- 
lichen Beihilfen erhalten werden (einschließ- 
lich des vorzeitigen Ausscheidens und der 
„ Anti-Krisen- Abteilungen " ) , 

2. 25 V. H. von ihnen eine Beihilfe zur Verbes- 
serung des Arbeitskreislaufs erhalten werden 
(und zwar zu gleichen Teilen für Kurzarbeit 
und eine zusätzliche Schicht), 

3. eine Begrenzung (Abschaffung) der Überstun- 
den für 15 V. H. von ihnen vorgenommen 
wird, 

4. sich weitere finanzielle Auswirkungen aus 
einem Zusammentreffen bestimmter Maßnah- 
men für 10 V. H. der betroffenen Arbeitneh- 
mer ergeben werden. 

In absoluten Zahlen bedeutet dies: 


Betroffene Arbeitnehmer 


Annahme 

1979 

1980 

Herkömmliche Beihilfen 

30 000 

18 000 

Kurzarbeit 

6 250 

3 750 

Zusätzliche Schicht 

6 250 

3 750 

Überstunden 

7 500 

, 4 500 

Insgesamt 

50 000* 

30 000 

Sonstige finanzielle Aus- 
wirkungen im Zusammen- 
hang mit dem Zusammen- 
treffen verschiedener 
Maßnahmen 

(5 000) 

(3 000) 


Bei Anwendung der in diesem Kapitel genannten 
Beteiligungssätze und ohne Berücksichtigung der 
Inflationsrate ergeben sich für die Gemeinschaft ins- 
gesamt höchstens folgende finanzielle Auswirkun- 
gen: 


Finanzielle Auswirkungen in Mio ERE 


Annahme 

1979 

1980 

Herkömmliche Beihilfen 

39,0 

23,4 

Kurzarbeit 

0,6 

0,4 

Zusätzliche Schicht 

42,2 

25,3 

Überstunden 

1.4 

0,8 

Sonstige finanzielle 
Auswirkungen 

5,5 

3,3 

Eisen- und Stahlindustrie 

89 

53 

+ Kohlenbergbau 

23 

23 

EGKS-Beihilfe insgesamt 

112 

76 


Es sei vermerkt, daß die Frage der Finanzierung der 
oben angegebenen gewachsenen Bedürfnisse in Zif- 
fer 1 1 der Mitteilung behandelt wird. 
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Entwurf einer Entscheidung der Kommission betreffend die Schaffung einer 
vorübergehenden Sonderbeihiife zur Unterstützung der Arbeitnehmer der 
Stahlunternehmen im Rahmen des gemeinschaftlichen Umstrukturierungsprogramms 


DIE KOMMISSION — 

gestützt auf die Artikel 2, 3 und 95 des EGKS* 
Vertrages, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Umstrukturierung der Stahlunternehmen hat 
zu einem Zeitpunkt, in dem die Gemeinschaft bereits 
einer bedeutenden Arbeitslosigkeit ausgesetzt ist, 
den Abbau einer beträchtlichen Zahl von Arbeits- 
plätzen zur Folge. 

Daher ist es angebracht, die Aufrechterhaltung der 
Beschäftigungsmöglichkeiten in der Stahlindustrie 
soweit wie möglich zu gewährleisten und zu diesem 
Zweck eine Reihe von geeigneten Maßnahmen zu 
ergreifen, wie die Möglichkeit des vorzeitigen Aus- 
scheidens aus dem Erwerbsleben, die Umverteilung 
der vorhandenen Arbeit oder die zeitliche Streckung 
des Abbaues von Arbeitsplätzen. 

Die Maßnahmen, die in Übereinstimmung mit den 
Vorschriften von Artikel 56 des EGKS-Vertrages 
getroffen werden können, reichen nicht aus, um alle 
diese Ziele zu erreichen. 

Auf der Grundlage von Artikel 95 dieses Vertra- 
ges kann die Kommission in den nicht vom Vertrag 
vorgesehenen Fällen hinsichtlich der Zuteilung von 
vorübergehenden, nicht rückzahlbaren Beihilfen die 
erforderlichen Entscheidungen treffen, um im Rah- 
men des Funktionierens des gemeinsamen Kohle- 
und Stahlmarktes eines der in den Artikeln 2, 3 und 
4 festgelegten Ziele zu verwirklichen. Andererseits 
entsprechen die Maßnahmen zur Erhaltung von 
Arbeitsplätzen in der Stahlindustrie, die gleichzeitig 
einen Beitrag zur Lösung der Probleme der Um- 
strukturierung dieses Wirtschaftszweiges leisten, 
diesen Zielsetzungen. 

Nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses und 
mit einstimmiger Zustimmung des Rates — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Beihilfen der Kommission zur EGKS-Umstrukturie- 
rung in der Stahlindustrie und im Eisenerzbergbau 
können für vorübergehende Sondermaßnahmen zu- 
gunsten der Arbeitnehmer - wobei keine Rolle 
spielt, wer die Begünstigten dieser Maßnahmen sind 
- in Stahlunternehmen und im Eisenerzbergbau der 
Gemeinschaft gewährt werden, deren Arbeitsplätze 
direkt oder indirekt infolge eines vom Unternehmen 
einer Unternehmensgruppe oder vom Staat im Ein- 
klang mit den „Allgemeinen Zielsetzungen Stahl" 
gebilligten Umstrukturierungsplan abgebaut oder 
bedroht werden. 


Zu diesen Maßnahmen zählen folgende: 

— Beihilfen beim vorzeitigen Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben, 

— Beihilfen zur Verbesserung des Arbeitskreislau« 
fes (einschließlich Kurzarbeit und zusätzliche 
Schicht), 

— Beihilfen zum Lohnausgleich bei Herabsetzung 
der Zahl der Mehrarbeitsstunden. 

A r t i k e 1 2 

Die Gewährung der Sonderbeihilfen wird von der 
Zahlung eines mindestens gleich hohen Beitrages 
durch den Staat zu den gewährten Beihilfen ab- 
hängig gemacht, es sei denn, daß der Rat mit Zwei- 
drittelmehrheit eine Abweichung zuläßt. 

Artikel 3 

1. Die Beihilfe beim vorzeitigen Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben wird Arbeitnehmern ab einer 
bestimmten Altersgrenze, die in den Mitglied- 
staaten unterschiedlich sein kann, aber 55 Jahre 
nicht unterschreiten darf, gewährt, die ihre Er- 
werbstätigkeit beenden und noch keinen An- 
spruch auf die gesetzliche Altersrente geltend 
machen können, und zwar dann, wenn diesen 
Arbeitnehmern keine Vergünstigungen aufgrund 
von Maßnahmen gemäß Artikel 56 des EGKS- 
Vertrages zustehen, sie aber zugunsten der in 
Artikel 1 genannten Arbeitnehmer Arbeitsplätze 
freimachen oder wenn es sich um die in Artikel 1 
genannten Arbeitnehmer handelt, denen auf- 
grund von Maßnahmen gemäß Artikel 56 des 
EGKS-Vertrages Vergünstigungen zuteil werden, 
um ihnen eine Einkommensergänzung zu ge- 
währleisten. In beiden Fällen* darf der Unter- 
stützungszeitraum im ganzen drei Jahre nicht 
überschreiten. 

Die Beihilfe wird unter der Voraussetzung ge- 
währt, daß der freiwerdende Arbeitsplatz von 
einem Arbeitnehmer besetzt wird, der infolge 
Umstrukturierungsmaßnahmen entlassen zu wer- 
den droht. 

Für Arbeitnehmer, die mit einer besonders be- 
sdiwerlidien Tätigkeit betraut sind, für behin- 
derte Arbeitnehmer sowie für Arbeitnehmer, die 
während mindestens 10 Jahren in kontinuier- 
lidier Arbeitsweise beschäftigt waren, kann das 
Mindestalter gesenkt werden. 

2. Die Beihilfe beträgt höchstens 50 v. H. des Unter- 
schieds zwischen dem Einkommen, das dem vor- 
zeitig aufgrund der einzelstaatlichen Bestim- 
mungen ausscheidenden Arbeitnehmer garantiert 
ist, und der Arbeitslosenunterstützung, auf die 
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dieser Arbeitnehmer im Falle der Entlassung 
Anspruch hätte. 

Artikel 4 

1. Die Beihilfe bei Kurzarbeit wird Arbeitnehmern 
gewährt, deren Arbeitszeit gekürzt wird, um die 
zeitliche Streckung des Abbaues von Arbeits- 
plätzen im Rahmen einer teilweisen oder voll- 
ständigen Stillegung des Unternehmens zu er- 
möglichen. 

2. Für jede nicht gearbeitete Stunde beträgt die 
Beihilfe höchstens 25 v. H. des Unterschiedes 
zwischen dem normalerweise gezahlten Lohn 
und den bei Kurzarbeit gewährten Leistungen. 

Artikel 5 

1. Die Beihilfe zur Verbesserung des Arbeitskreis- 
laufs wird Unternehmen gewährt, die zugunsten 
der in Artikel 1 genannten Arbeitnehmer eine . 
zusätzliche Schicht einführen, um die Beschäfti- 
gung zu erhalten. 

2. Die Beihilfe beträgt höchstens 25 v. H. des Unter- 
schiedes zwischen den vor und den nach der Ein- 
führung dieser Maßnahme gezahlten Lohnkosten 
für diese Arbeitnehmer, unter Einschluß der 
Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung. 

3. Die Beihilfe wird für einen Zeitraum von höch- 
stens drei Jahren gewährt. Der Betrag wird wäh- 
rend des zweiten Jahres auf drei Viertel und 
während des dritten Jahres auf die Hälfte der 
ursprünglichen Summe gekürzt, 

Artikel 6 

1. Die Beihilfe zum Lohnausgleich bei Herabsetzung 
der Zahl der Mehrarbeitsstunden wird Arbeit- 
nehmern gewährt, bei denen eine Herabsetzung 
der Mehrarbeitsstunden erforderlich geworden 
ist, um den Beschäftigungsstand aufrechtzuerhal- 
ten und die danach nicht ein dem Durchschnitts- 
lohn (Mehrarbeitsbezahlung eingeschlossen) 
eines ungelernten Arbeiters entsprechendes Min- 
desteinkommen erreichen. 

2. Die Beihilfe beträgt höchstens 25 v. H. des Unter- 
schiedes zwischen dem Lohn, der dem Arbeit- 
nehmer vor Abschaffung der Mehrarbeitsstun- 
den gezahlt wurde, und dem ihm nach deren Ab- 
schaffung gezahlten Lohn. 


3. Die Beihilfe darf einen Betrag nicht überschrei- 
ten, der der auf der Grundlage des Durchschnitts- 
lohnes (Mehrarbeitsbezahlung eingeschlossen) 
eines ungelernten Arbeiters berechneten Beihilfe 
entspricht. 

4. Die Beihilfe wird für einen Zeitraum von höch- 
stens drei Jahren gewährt. Der Betrag wird 
während des zweiten (d. h. während des nach 
Inkrafttreten dieser Entscheidung folgenden) 
Jahres auf drei Viertel und während des dritten 
Jahres auf die Hälfte der ursprünglichen Summe 
gekürzt. 

Artikel? 

Unter dem in den Artikeln 4 und 6 genannten Lohn 
ist der Bruttoverdienst nach Abzug der Steuern und 
steuerähnlichen Abgaben, aber einschließlich der 
Sozialversicherungsbeiträge des Arbeitnehmers zu 
verstehen. 

Artikels 

Nachdem sie die Übereinstimmung der Umstruktu- 
rierungspläne mit den „Allgemeinen Zielsetzungen 
StahL' festgestellt hat, setzt die Kommission in An- 
wendung der vorliegenden Entscheidung und mit 
Zustimmung des betroffenen Mitgliedstaates die 
sozialen Maßnahmen, die zugunsten der in Artikel 1 
genannten Arbeitnehmer zu verwirklichen sind, so- 
wie die Anwendungsbestimmungen fest, und zwar 
insbesondere hinsichtlich: 

— der Einzelheiten über die Verteilung der Kosten, 

— der Bestimmung der Elemente, die bei der Be- 
rechnung der Sonderbeihilfen zu berücksichtigen 
sind, 

— der Bestimmung der Stellen, die "mit der Aus- 
zahlung beauftragt sind, 

— der Antragstellung, 

— der Einzelheiten für die Zahlung der Beihilfen. 

Artikel 9. 

Die Sonderbeihilfen können während eines Zeit- 
raumes von . . . bis . . . (drei Jahre) gewährt werden. 

Diese Entscheidung tritt am fünften Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 
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